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Bericht des Vorsitzenden 
zur Sitzung der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 
am 24. April 2018 
19. WP/11 

I. Die politische Lage in Deutschland 

70 Jahre Israel. 

Was vor 70 Jahren mit der Gründung einer Heimstatt für das jüdische Volk be-

gann, ist heute eine Erfolgsgeschichte geworden. Israel feiert mit Stolz sein Ju-

biläum. Aus einem Land, das bei seiner Gründung in eine höchst unsichere 

und umkämpfte Zukunft blickte, wurde die einzige funktionierende Demokra-

tie im Nahen und Mittleren Osten, nunmehr ein Land, das sein eigenes „Si-

licon Valley“ besitzt und das ein wichtiger Teil der westlichen Wertegemein-

schaft geworden ist. 

Deutschland steht dabei durch den Zivilisationsbruch der Shoah in einem ein-

zigartigen Verhältnis zu Israel. Dass Israelis und Deutsche trotzdem zu Freun-

den wurden, grenzt an ein Wunder. Dafür sind wir den Menschen in Israel 

dankbar.  

Die ganz besonderen Beziehungen zwischen Deutschland und Israel sind ein 

Grundpfeiler der deutschen Außenpolitik. Deutschland steht für das Existenz-

recht des Staates Israel ein. Den Grundstein dieser Verpflichtung haben Ben 

Gurion und Konrad Adenauer gelegt. Dabei dürfen wir nie vergessen, welches 

Leid und Unrecht die Nationalsozialisten dem jüdischen Volk zugefügt haben. 

In diesem Bewusstsein und in Dankbarkeit über das seitdem Erreichte wollen 
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wir die gemeinsame Zukunft unserer beiden Länder weitergestalten und unser 

Miteinander ausbauen. 

Für Religionsfreiheitsbericht, gegen Antisemitismus. 

Wir haben im Koalitionsvertrag ein klares Signal gesetzt: Religionsfreiheit, das 

Recht auf Glaubens- und Bekenntnisfreiheit, steht im Mittelpunkt unseres 

Verständnisses der Menschenrechte. Es schützt die Lebenspraxis und damit 

die Würde jedes Menschen in besonderer Weise – und steht doch an vielen Or-

ten weltweit unter Druck. Der Religionsfreiheitsbericht, den das Auswärtige 

Amt 2016 erstmals vorgelegt hat und nun, wie von uns gefordert, alle zwei 

Jahre veröffentlichen wird, weist dies amtlich nach. 

Viele Mitglieder unserer Fraktion setzen sich schon seit Jahren für das Recht 

auf Religionsfreiheit ein etwa im Stephanuskreis, der sich in dieser Woche un-

ter seinem Vorsitzenden Prof. Heribert Hirte neu konstituiert. Besonders er-

freulich ist, dass mit unserem Kollegen Markus Grübel nun der erste Beauf-

tragte der Bundesregierung für weltweite Religionsfreiheit sich intensiv um 

dieses Thema kümmern kann. Angesichts von Diskriminierung und schreckli-

cher Gewalt, die gegen Angehörige von religiösen Minderheiten weltweit ver-

übt werden, ist dies ein gutes Zeichen. 

So sehr wir in Deutschland für die Religionsfreiheit einstehen, so stehen wir 

auch ganz ausdrücklich gegen den Antisemitismus auf. Gegen diese gerade in 

unserem Land besonders widerliche Form der Unmenschlichkeit, die nicht 

nur, aber auch religiös begründet wird, gehen wir mit aller Entschlossenheit 

vor.  

Es darf uns nicht ruhen lassen, dass jüdische Gemeinden und Einrichtungen 

in unserem Land schon bisher von der Polizei geschützt werden müssen. Dass 

zu dem leider bereits bestehenden Antisemitismus sich nun ein neuer, arabi-

scher und islamistischer Antisemitismus gesellt, ist nicht zu akzeptieren. Es 

gibt keinen Zweifel: Deutschland ist die Heimat von Christen und Juden, vie-

len Angehörigen anderer Religionen, von Atheisten und Menschen, die sich 

gar nicht mit einem Glauben auseinandersetzen wollen. Der Hass gegenüber 

Religionen und Antisemitismus haben hier nichts zu suchen. Dieses Grund-

verständnis ist Teil unserer Leitkultur. 

Keine staatlichen Gelder für die NPD. 

Wer wesentliche Werte unserer Verfassung ablehnt, soll keine staatlichen Gel-

der erhalten. Die NPD missachtet die freiheitliche demokratische Grundord-
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nung und verfolgt verfassungsfeindliche Ziele. Das hat das Bundesverfas-

sungsgericht in seiner Entscheidung vom 17. Januar 2017 festgestellt. Deshalb 

wird der Deutsche Bundestag in dieser Woche beschließen, einen eigenen An-

trag beim Bundesverfassungsgericht auf Ausschluss der NPD von der staatli-

chen Parteienfinanzierung zu stellen. Bei einem erfolgreichen Antrag entfiele 

zugleich die steuerliche Begünstigung der Partei. Damit setzen wir gemeinsam 

mit Bundesrat und Bundesregierung ein klares Zeichen, dass unsere Demokra-

tie wehrhaft ist. 

II. Die Woche im Parlament 

Einsetzung eines Ausschusses für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und 

Kommunen. Aufgrund der Bedeutung des Bauens und Wohnens für die Bür-

gerinnen und Bürger beschließen wir die Schaffung eines eigenen Bauaus-

schusses. Damit können Fragen der Stadtentwicklung und der Kommunen im 

geeigneten Rahmen behandelt werden. Innerhalb des 24 Mitglieder zählenden 

Ausschusses stellt die CDU/CSU-Fraktion je 9 ordentliche und 9 stellvertre-

tende Mitglieder. 

Einsetzung des Parlamentarischen Beirats für nachhaltige Entwicklung. 

Wir beantragen die Einsetzung des Parlamentarischen Beirats für nachhaltige 

Entwicklung, um die nationale Nachhaltigkeitsstrategie auch weiterhin auf 

parlamentarischer Ebene in geeigneter Weise fachübergreifend zu begleiten 

und weiterzuentwickeln. Zudem wird die Nachhaltigkeitspolitik der Bundes-

regierung auf europäischer und internationaler Ebene von dem erstmals im 

Jahr 2004 eingesetzten Gremium begleitet. Innerhalb des 17 Mitglieder umfas-

senden Parlamentarischen Beirats stellt die CDU/CSU-Fraktion je 6 ordentli-

che und 6 stellvertretende Mitglieder. 

70 Jahre Gründung des Staates Israel – In historischer Verantwortung 

unsere zukunftsgerichtete Freundschaft festigen. Anlässlich des 70. Jah-

restags der Staatsgründung bekennen wir uns in historischer Verantwortung 

zum unumstößlichen Existenzrecht Israels und zur Bekämpfung jeglicher 

Form von Antisemitismus. Außerdem fordern wir mit diesem Antrag die Bun-

desregierung auf, die bereits sehr intensiven Beziehungen in konkreten Fel-

dern des gesellschaftlichen Lebens fortzuentwickeln. Hierzu gehört für uns 

insbesondere das Eintreten für israelische Sicherheitsinteressen, der Ausbau 

zivilgesellschaftlicher Dialogprogramme sowie das Festhalten an unserer Er-

innerungskultur. 
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Berufsbildungsbericht 2018. Der Berufsbildungsbericht befasst sich mit der 

Entwicklung des deutschen Ausbildungsmarkts und dokumentiert die Maß-

nahmen der Bundesregierung zur Stärkung der Berufsbildung. Die diesjähri-

gen Zahlen zeigen, dass sich der Ausbildungsmarkt weiterhin robust entwi-

ckelt: Im Vergleich zum Vorjahr ist die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbil-

dungsverträge mit über 520.000 leicht gestiegen. Aufgrund der Steigerung der 

betrieblichen Ausbildungsplatzangebote stehen statistisch betrachtet mittler-

weile 100 ausbildungssuchenden Menschen fast 105 Ausbildungsangebote 

gegenüber. Wir bekennen uns zur dualen Ausbildung als einem Schlüssel zur 

Sicherung des Fachkräftenachwuchses, sie ist ein wichtiger Bestandteil der 

Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes. 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der 

Multidimensionalen Integrierten Stabilisierungsmission der Vereinten 

Nationen in Mali (MINUSMA) auf Grundlage der Resolutionen 2100 

(2013), 2164 (2014), 2227 (2015), 2295 (2016) und 2364 (2017) vom 25. Ap-

ril 2013, 25. Juni 2014, 29. Juni 2015, 29. Juni 2016, 29. Juni 2017, ergänzt 

durch Resolution 2391 (2017) des Sicherheitsrates der Vereinten Natio-

nen vom 8. Dezember 2017. Wir stimmen dem Antrag der Bundesregierung 

auf Verlängerung des Mandats bis zum 31. Mai 2019 in namentlicher Abstim-

mung zu. Die Mandatsobergrenze liegt bei maximal 1.000 einzusetzenden Sol-

daten. Der deutsche Einsatz konzentriert sich vornehmlich auf Führung und 

Führungsunterstützung, Sicherung sowie Aufklärung, Lufttransport und -be-

tankung. Mit dem deutschen Beitrag sollen die Bemühungen der Vereinten 

Nationen zur Schaffung eines sicheren Umfeldes zur Förderung des Friedens-

prozesses unterstützt werden. Dabei hat innerhalb Malis die Stabilisierung des 

Nordens Priorität.   

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der 

EU-geführten EU NAVFOR Somalia Operation ATALANTA zur Bekämp-

fung der Piraterie vor der Küste Somalias. Die EU-geführte Operation A-

talanta hat in der Vergangenheit wesentlich zur Bekämpfung der Piraterie vor 

der Küste Somalias beigetragen. Gleichwohl bleibt die Sicherheitslage auf-

grund des Bürgerkriegs im Jemen und mangelnder staatlicher Strukturen in 

Somalia volatil. Wir stimmen daher dem Antrag der Bundesregierung auf Ver-

längerung der deutschen Beteiligung an der Mission um zwölf Monate bis zum 

31. Mai 2019, vorbehaltlich eines neuen EU-Mandats nach Ablauf des derzeiti-

gen Ratsbeschlusses am 31. Dezember 2018, in namentlicher Abstimmung zu. 

Die Mandatsobergrenze bleibt unverändert bei 600 Soldaten. 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der 

Militärmission der Europäischen Union als Beitrag zur Ausbildung der 
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malischen Streitkräfte (EUTM Mali). In namentlicher Abstimmung be-

schließen wir den Antrag der Bundesregierung auf Verlängerung des Mandats 

der EU-Ausbildungsmission EUTM Mali bis zum 31. Mai 2019. Die EU-Trai-

ningsmission ergänzt die Bemühungen der VN-Mission MINUSMA und zielt 

speziell darauf ab, die malischen Streitkräfte und die gemeinsame Einsatz-

truppe der G5-Sahel-Staaten auszubilden, um deren Einsatzfähigkeit im eigen-

ständigen Kampf gegen terroristische Strukturen zu verbessern. Die Ober-

grenze des Mandats soll um 50 Soldaten auf 350 erhöht werden. Damit tragen 

wir den zusätzlichen Aufgaben Rechnung, die mit der Übernahme der Missi-

onsführung durch Deutschland ab November einhergehen. Im Rahmen des-

sen wird das bisherige Einsatzgebiet im Süden Malis um die G5-Sektoren-

hauptquartiere in Niger, Tschad und Mauretanien erweitert. 

Ausschluss der NPD von der staatlichen Parteienfinanzierung. Bundestag 

und Bundesrat haben durch eine Grundgesetzänderung im Jahr 2017 die Mög-

lichkeit in Art. 21 Abs. 3 GG geschaffen, gegen Parteien, die verfassungsfeind-

liche Ziele verfolgen, Sanktionsmöglichkeiten unterhalb eines Parteienverbots 

beim Bundesverfassungsgericht zu beantragen. Wir beschließen ebenso wie 

Bundesrat und Bundesregierung, beim Bundesverfassungsgericht zu beantra-

gen, die NPD für die Dauer von 6 Jahren von der staatlichen Parteienfinanzie-

rung auszuschließen. 

Bericht der Bundesregierung zur weltweiten Lage der Religions- und 

Weltanschauungsfreiheit. Der im Jahr 2016 veröffentlichte Bericht zur Lage 

der Religionsfreiheit beschreibt anhand von typischerweise vorkommenden 

Verletzungen, wie das Menschenrecht auf Glaubens- und Bekenntnisfreiheit 

weltweit durch staatliche und nichtstaatliche Akteure eingeschränkt wird. Der 

Bericht belegt, dass es weltweit zu Rechtsverletzungen unterschiedlicher Art 

kommt. Besonders betroffen sind religiöse Minderheiten. Im Rahmen unserer 

Beschlussempfehlung befürworten wir die im Koalitionsvertrag vereinbarte 

Fortschreibung des Berichts in zweijährigem Rhythmus. Außerdem fordern 

wir die Bundesregierung auf, sich auch weiterhin für die Umsetzung und Ein-

haltung des Menschenrechts auf Religions- und Weltanschauungsfreiheit ein-

zusetzen. 

III. Daten und Fakten 

Deutsche Bürger und Unternehmen mit öffentlicher Verwaltung über-

wiegend zufrieden. Die Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger war im 

Jahr 2017 laut einer Umfrage des Statistischen Bundesamtes unverändert 

hoch. Auf einer Skala von – 2 (sehr unzufrieden) bis + 2 (sehr zufrieden) betrug 

der durchschnittliche Gesamtwert 1,07 (2015: 1,06). Auch die Unternehmen 
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sind weiterhin mit den deutschen Behörden insgesamt zufrieden, wie der Ge-

samtindikator mit einem Wert von 0,93 (2015: 0,94) zeigt. Die höchsten Zu-

friedenheitswerte erzielten die öffentliche Verwaltung bei den Faktoren Unbe-

stechlichkeit (1,83) und Diskriminierungsfreiheit (1,64). Nachholbedarf be-

steht der Erhebung zufolge insbesondere in den Bereichen Online-Angebote 

und E-Government (0,68) sowie bei der Verständlichkeit von Formularen und 

Anträgen (0,69). 

(Quelle: Destatis) 

Weiterhin hohes Wirtschaftswachstum für 2018 prognostiziert. Das deut-

sche Bruttoinlandsprodukt wächst in diesem Jahr voraussichtlich um etwa 

zwei Prozent. Dies ergab die jüngste Prognose des Instituts der deutschen 

Wirtschaft. Treiber der starken Entwicklung ist der vor allem im Euroraum an-

haltend starke Export. Der Umfrage zufolge rechnen über 50 Prozent der 2800 

befragten Firmen mit einem Produktionsplus, lediglich acht Prozent erwarten 

einen Rückgang. Auch die Investitionen ziehen an: Im Jahr 2018 will knapp 

die Hälfte der Unternehmen mehr investieren, 46 Prozent möchten mehr Per-

sonal einstellen. Neben der anhaltend hohen Nachfrage nach deutschen Pro-

dukten auf dem Weltmarkt ist auch der Konsum im Inland weiterhin unge-

bremst. So erwarten die Konjunkturforscher für das derzeitige Jahr ein Kon-

sumplus von knapp zwei Prozent.   

(Quelle: IW Köln) 

Ausgaben für Bildung, Forschung und Wissenschaft auf neuem Rekord-

wert. Nach vorläufigen Berechnungen des Statistischen Bundesamtes wurden 

im Jahr 2016 knapp 282 Milliarden Euro für Bildung, Forschung und Wissen-

schaft aufgewendet. Gegenüber dem Vorjahr entspricht dies einem Anstieg 

von 2,8 Prozent beziehungsweise 7,6 Milliarden Euro. Wie schon im Vorjahr 

beträgt der Anteil für Bildung, Forschung und Wissenschaft gemessen am 

Bruttoinlandsprodukt 9,0 Prozent. Die Zunahme der Investitionen ist insbe-

sondere auf höhere Ausgaben für Bildungseinrichtungen in öffentlicher und 

privater Trägerschaft sowie auf gestiegene Ausgaben für Forschung und Ent-

wicklung zurückzuführen. 

(Quelle: Destatis) 

 


